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Ausgangslage: GAP-Reform 2003 

Mit der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) aus dem Jahr 2003 wurde von der EU das Ziel verfolgt, Prämien von der aktuellen Produktion zu entkoppeln und den landwirtschaftlichen Betrieben damit mehr Freiheit in der Wahl der angebauten Kulturen und Betriebszweige zu ermöglichen. Gleichzeitig müssen die Betriebe bestimmte „Mindeststandards der Produktion“ (cross compliance) erfüllen sowie ihre Flächen in gutem landwirtschaftlichen und ökologischen Zustand erhalten. Die EU-Verordnung 1782/2003 läßt zur  Umsetzung dieser Maßnahmen den Mitgliedsstaaten drei Umsetzungsmöglichkeiten offen.  

Die Umsetzung der EU-Agrarreform aus dem Jahr 2003 führte in Österreich zum sogenannten „historischen Betriebsprämienmodell“, welches ab 1.1. 2005 in Kraft ist. Dieses geht von den durchschnittlichen einzelbetrieblichen Prämienansprüchen der Jahre 2000 bis 2002 aus und schreibt diese bis 2013 fest. Diese österreichische Agrarreform-Umsetzung wurde von den VertreterInnen der überparteilichen Initiative für eine gerechte Agrarreform von Beginn weg, als wettbewerbsverzerrend und unsozial kritisiert. 

Die Mehrheit der EU-Mitgliedsstaaten, Deutschland, Luxemburg, Dänemark, Schweden, Großbrittannien, Finnland und alle osteuropäischen Mitgliedsstaaten haben im Unterschied dazu ein Umsetzungs-Modell umgesetzt, das langfristig zu regional einheitlichen Flächenprämien bei Acker- und Grünland führen wird (Regional-, bzw. Kombi-Modell).

 „Besonders eklatant ist ja die Tatsache, dass die Grundbesitzer zumindestens teilweise enteignet werden, da die Prämienrechte die Pächter einbehalten können und damit der landwirtschaftliche Grund und Boden massiv an Wert verliert“, kritisiert Mag. Monika Strasser, Sprecherin der Initiative und verweist auf die diesbezüglich gleichlautenden Aussagen des damaligen Präsidenten der Landwirtschaftskammern Rudolf Schwarzböck vom April 2003. 

In Österreich werden darüberhinaus bisherige Ungleichgewichte und Ungerechtigkeiten einzementiert. Der vorgesehene Fonds für Härte- und Sonderfälle wurde weder ausreichend dotiert noch deckt er die Forderung der am stärksten Betroffenen ab. 

Fakten zur österreichische Umsetzung der EU-Agrarreform

Im Bundesvoranschlag 2007 sind für die einheitliche Betriebsprämie 670 Mio. Euro veranschlagt. Die Verteilung der Betriebsprämien werden in Österreich wie ein „Staatsgeheimnis“ gehütet. Bereits 16 Staaten haben ihre Förderungsvergabe transparent ins Internet gestellt (siehe Homepage der EU-Kommission). Ab 2008 wird dies ohnehin EU-weit umgesetzt werden. Aus einer Anfragebeantwortung von Landwirtschafts-minister Pröll vom März 2006 (3857/AB XX.GP) geht hervor, dass knapp über 9 % der Betriebe mehr als 50 % aller ausbezahlter Betriebsprämien erhalten oder mehr als 10 000 € je Betrieb, davon 7 Betriebe in NÖ und Burgenland mehr als 300 000 € je Betrieb. 

50 % aller LW-Betriebe erhalten demgegenüber knapp 10 % aller ausbezahlten Betriebsprämien oder weniger als 2000 € je Betrieb. Der Betrieb mit den höchsten Prämien erhält 894 000 € versus 1,63 € für einen Betrieb mit den wenigsten Förderungen. Der höchste Fördersatz je Hektar beträgt 5000 € der niedrigsten 0,63 €.

Diese ungleiche Verteilung verursacht eine existenzbedrohende Wettbewerbsverzerrung. Auch werden innovative Betriebe, die sich im Referenzzeitraum vom 2000 - 2002 mit der Produktion und Vermarktung von nicht prämienfähigen Alternativkulturen beschäftigt haben (z.B. Ölkürbis, Gewürzpflanzen, Kräuter etc.) damit krass benachteiligt. Eine europäische Studie
 bestätigt, dass in Österreich vor allem auch die ökologisch-wirtschaftenden Biobetriebe von dieser Regelung besonders benachteiligt werden.
 
Das bedeutet: 

· Nachhaltige Benachteiligung und Bestrafung von innovativen Betrieben 

· schwere Marktstörung durch verschiedene Prämienniveaus 

· hohes Konfliktpotential am Pacht- und Grundstücksmarkt

· Schaffung eines Marktes für Zahlungsansprüche und Spekulationen

EU-Rechnungshof und Verfassungsgerichtshof bestätigen Kritik

Schon im Jahr 2004 hat die Volksanwaltschaft in ihrem Bericht zu  Recht festgestellt, dass „offenbar in der Praxis bestimmte berücksichtigungswürdige Fallkonstellationen“ nicht erfasst werden. Ein aktueller Rechnungshofbericht vom März 2007 bestätigt unsere bisherige Kritik an der Betriebsprämien-Verordnung. Der Rechnungshof bemängelte die Umsetzung der EU-Vorgaben und sieht die Umsetzung der Härte- und Sonderfälle sogar als EU-rechtswidrig an. Das Landwirtschaftsressort hatte daraufhin zugesichert in einem Marktordnungsgesetz die Empfehlungen umzusetzen. Bereits vom VfGH aufgehoben wurden die Tierprämien-Verordnung und Milchgarantiemengen-Verordnung. Auch ist nach wie vor eine Beschwerde der „überparteilichen Initiative für eine gerechte Agrarreform“ beim Verwaltungsgerichtshof anhängig, darüber hinaus hat der Verfassungsgerichtshof einen aktuellen Prüfungsbeschluß gefällt, der eine Änderung der Betriebsprämien-Verordnung erzwingt (Auszug): 

„IV. 1. Ob die Prozessvoraussetzungen gegeben sind und die aufgezeigten Bedenken zutreffen, wird in den Normenprüfungsverfahren zu klären sein. 2. Im Verordnungsprüfungsverfahren wird zu prüfen sein, ob nur die im Spruch angegebene Bestimmung der BP-VO (Betriebsprämien-Verordnung) oder gemäß Art. 139 Abs. 3 B-VG die ganze BP-VO aufzuheben ist. Ferner zieht der Verfassungs-erichtshof in Erwägung, die Anlassfallwirkung der Aufhebung von Bestimmungen des Gesetzes und der BP-VO auch auf die beim Verwaltungsgerichtshof und beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft anhängigen Verfahren auszudehnen. 3. Dieser Beschluss konnte gemäß § 19 Abs. 4 erster Satz VfGG ohne Durchführung einer mündlichen Verhandlung gefasst werden. Wien, am 5. März 2007 Die Vizepräsidentin: Dr. B i e r l e i n Schriftführerin: Dr. W o l f“

Bringt die Regierungsvorlage des Marktordnungsgesetzes 2007 eine Lösung?

Auch die jüngste Gesetzesvorlage von Bundesmnister Josef Pröll zu diesem Thema bestätigt  unsere bisherige Kritik. „Denn wo die EU mehrere verschiedene Umsetzungsmöglichkeiten vorsieht, sind laut dem VfGH-Erkenntnis Verordnungen nämlich nicht ausreichend.“ Damit kehrt die Agrargesetzgebung in Zukunft „endlich wieder ins Parlament zurück“, erläutert Wolfgang Pirklhuber, Agrarsprecher der Grünen und Mit-Initiator der überparteilichen Initiative einen ersten Erfolg der Initiative.

Allerdings zeigt die Regierungsvorlage bisher kaum die Bereitschaft sich auch inhaltlich auf die Kritikpunkte von mehr als 2400 Bäuerinnen und Bauern, die gegen die Förderungsbescheide berufen haben einzulassen. 

Auch wenn uns bewusst ist, dass der Handlungsspielraum durch die Vorgaben der EU-Verordnung 1782/2003 im Nachhinein nicht in allen Bereichen umfassend gegeben ist, vermissen wir doch jede Bereitschaft einen ernsthaften Versuch zu unternehmen, die ungerechten und wettbewerbsverzerrenden Regelungen zu korrigieren.  

Unser Forderungspaket

1)
Wir fordern ein Agrarfördermodell bei dem alle BewirtschafterInnen gleich und gerecht behandelt 
 
werden und jeder Bäuerin, jedem Bauern dieselben Prämien je Hektar Bewirtschaftung im Acker- und 
 
im Grünland zustehen, denn nur dies sichert Wettbewerbs- und Chancengleichheit.

2)
Wir erwarten uns ein klares Bekenntnis dieser Bundesregierung und insbesondere von Landwirtschaftsminister Pröll sich im Rahmen des EU-Health-Check für die Weiterentwicklung der EU-Agrarreform in Richtung solcher regional einheitlicher Acker- und Grünlandprämien ab 2008 auszusprechen. 

3)
Wir  begrüßen die Einschränkung der Verordnungsermächtigung und damit der „freihändigen“ agrarpolitischen Entscheidungsgewalt des Landwirtschaftsministers ohne Befassung des Gesetzgebers (Parlament) erwarten aber eine präzise Einschränkung im § 1 des Marktordnungsgesetzes der auch die Rechte des Parlamentes konkret darstellt (2/3-Mehrheit erforderlich!). 

4) 
Wir fordern die Aufstockung der Härtefondmittel auf 3 % und sofern erforderlich darüber hinaus um alle Härte- und Sonderfälle auch wirklich vollständig und umfassend berücksichtigen zu können.  

5)
Wir fordern eine Korrektur bei den Grenz- und Schwellenwerten für die Anerkennung als Härtefall auf Basis der eingelangten Berufungen im Landwirtschaftsministerium und die Möglichkeit diese bis 31. 12. 2007 rückwirkend geltend zu machen. 

6)
Wir fordern eine gesetzliche Regelung für Pachtverträge, die vor dem 1. 1. 2005 abgeschlossen wurden, die die Eigentümer im Sinne des Vertrauensgrundsatzes gleichberechtigt mit den Pächtern stellt und damit ihren Rechtsanspruch auf Prämien bei Eigenbewirtschaftung oder Verpachtung an Dritte sicherstellt.  

PRAXISBEISPIELE

Die Überparteiliche Initiative ist grundsätzlich offen für jede Lösungsvariante, die jenen Bauern und Bäuerinnen, welche aufgrund des Bezugszeitraum 2000-2002 im Rahmen der Betriebsprämien-Verordnung gegenüber anderen Berufskollegen und Berufskolleginnen ungleich behandelt und wirtschaftlich benachteiligt wurden, wieder die gleichen Chancen einräumt.

Das Betriebsprämien-Modell zeigt praktisch folgende Auswirkungen:

1. Kommt es im Zeitraum 2000-2002 oder nachher zu einem Pächterwechsel, erhält der neue Bewirtschafter keine Förderungen, obwohl er genauso Bauer oder Bäuerin ist und auf die Förderungen zur Sicherung seines Lebensunterhaltes angewiesen ist, wie der Vorpächter. Es besteht keine Verpflichtung bei Auflösung des Pachtverhältnisses die Prämien an nachfolgende Bewirtschafter weiter zu geben.

2. Jene Bauern, welche im Bezugszeitraum 2000-2002 nicht geförderte Alternativkulturen (z.B. Grassamen, Hanf, Kürbisse, Gemüse....) angebaut haben, erhalten auch jetzt keine Unterstützung und haben somit gegenüber Betriebsprämienempfängern einen massiven Wettbewerbsnachteil, weil sie die Produkte nicht gleich billig produzieren können. 


3. Pensionisten, die teilweise ihre kleine Pension durch die Pachteinnahmen aufbessern konnten, werden von Großpächtern nun zu einem niedrigeren Pachtzins gezwungen, weil die Prämienrechte nicht dem Eigentümer, sondern dem Pächter zur Verfügung stehen. Der Eigentümer ist rechtlich somit dem Pächter ausgeliefert. Diese Situation trifft auch für Kleinbauern und Nebenerwerbslandwirte zu, die ihre Flächen verpachtet haben.

4. Grundeigentümer, die ihre Flächen verpachtet hatten (z.B. wegen Krankheit oder Unfall), können nun von der Bewirtschaftung ihres eigenen Grund und Bodens nicht mehr leben, weil aufgrund der Betriebsprämie-Verordnung die Förderung der ehemalige Pächter bekommt.

Auszug aus der Beschwerde an den VfGH: 

(3)

„Die durch die österreichische Betriebsprämien-Verordnung geschaffene Betriebsprämien-regelung führt zu Differenzierungen, welche sachlich nicht gerechtfertigt werden können und führt darüber hinaus zu erheblichen Wettbewerbsnachteilen für einzelne Bewirtschafter landwirtschaftlicher Flächen. Diese Regelung verstößt folglich gegen den Gleichheits-grundsatz des Art. 7 B-VG und Art. 2 StGG bzw. unterstellt der gesetzlichen Grundlage einen gleichheitswidrigen Inhalt.“

(4)

Die österreichische Regelung der Betriebsprämien-Verordnung stellt im Ergebnis eine „Teilenteignung“ des Grundstückseigentümers dar, diese Regelung greift massivst in die bestehende Eigentumsordnung ein, sie schafft Eigentum verschiedener Wertigkeit an gleichwertigen landwirtschaftlichen Flächen, sie verstößt folglich gegen den Grundsatz des Schutzes des Eigentums.“

(7)

„Der Verfassungsgerichtshof vertritt auch in ständiger Rechtssprechung den Standpunkt, dass durch den Beitritt Österreichs zur EU der Verwaltung keine generelle Ermächtigung zur Umsetzung von Gemeinschaftsrecht durch Rechtsverordnungen erteilt und Artikel 18 (2) B-VG nicht so weit verändert wurde, dass den Verwaltungsorganen die Befugnis übertragen worden wäre, Regelungen des Gemeinschaftsrechtes unter Ausschaltung des Gesetzgebers zu konkretisieren; vielmehr ist zur Umsetzung gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften nach dem Konzept des Artikels 18 (2) B-VG nicht der Verordnungsgeber, sondern der Gesetzgeber berufen.“ [heisst dass eine Verordnung zur Umsetzung des EU-Rechtes in diesem Fall nicht ausreicht!]

� Frank Offermann, Hiltrud Nieberg: „Wirtschaftlichkeit des ökologischen Landbaus in Europa unter veränderten Rahmenbedingungen“, in: Alternative � 				Strategien für die Landwirtschaft, Wien 2006, S. 73-87)
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